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Reichstag und

deshalb auszutreten
nd eine Kriſe herbeizuführen, für die ſie vor dem deutſchen
Volke die Verantwortung zu tragen haben. Man ſoll über

ſondern praktiſch
Einheitsſtaat, das im ganzen

iſt? Was wir wollen, iſt eine Ver
ſamen Aufgaben dem

Reiche zufallen, während die Länder unter ſtärkerer Dezen
kraliſation ihre Kultur frei entfalten

Das Schulgeſetz
Es war nur natürlich, daß das Zentrum von ſeinen

Veſtrebungen, ein Schulgeſetz zu ſchaffen, das ſeinen Wün
ſchen entſpricht, nicht abgehen würde. Daß es dabei keinen
zu ſtarken ſozialdemokratiſchen Widerſtand finden würde,
haben wir an dieſer Stelle ſchon vor den Wahlen voraus
geſagt. Es verlautet daher auch mit aller Beſtimmtheit, daß
dieſe beiden Parteien im weſentlichen einig ſind. Der ganze
Kampf iſt alſo wieder dem Liberalismus zugeſchoben wor
den, der die undankbare Aufgabe hat, zu verhindern, daß
die deutſche Jugend in regktionärem Sinne erzogen wird.
Man hat auch hier den gleichen Fehler wie in allen Fragen
begangen, daß man ſie vorher erörtert Wäre erſt das Kabi
net an der Arbeit geweſen, ſo hätte die Faſſung eines
neuen Entwurfs wahrſcheinlich ſchon gezeigt, daß eine Ueber
einſtimmung nicht erzielt werden kann. Der Entwurf hätte
das Schickſal all ſeiner Vorgänger geteilt. Nun wird vermutlich
ein Kompromiß dahin zuſtande kommen, daß in der Re

Süddeutſchland verhaßt

der Regierungsbildung nicht operiert. Jn den Vordergrund
ſtellte ſie die Forderung, daß auch in Preußen die Große
Koalition gebildet würde. Dagegen läßt ſich nicht das min
deſte einwenden. Jm Gegent

trieb. Man hat nun eingewen
partei in Preußen ſelbſt die nötigen Schritte hätte tun
müſſen. Nur überſieht man dabei, daß auf ſie erſt ein
Druck vom Reichstage her ausgeübt werden mußte. Sie
ſteht weſentli
Verargen darf man dies allerdings den W

Sonderlich geſchickt hat die Deutſche Volkspartei bei

eil. Es wäre eine Sicherung
Reich, und das iſt wohl der

det, daß die Deutſche Volks

ch weiter rechts, als die Fraktion im Wallotbau
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parteien nicht, daß ſie dieſe Vorgänge mit ſehr großer
Aufmerkſamkeit verfolgt haben und der Anſicht auch Aus
druck gaben, es gehöre ſich eigentlich, daß eine Fraktion,
die in die Regierung aufgenommen werden wolle, das
ſelbſt ſage. Der Grund, weshalb ſie es nicht tat, iſt bezeich
nendgenug. Sie wollte abwarten, bis man an ſie herantrat
und ſie dann Bedingungen ſtellen könnte. Das iſt nun ver
eitelt worden. Sie wird zum Herbſt, wenn nicht ganz be
ſondere Ereigniſſe einen Strich durch die Rechnung ziehen,
wieder zwei Miniſter in Preußen ſtellen, aber es kann
als ganz ausgeſchloſſen bezeichnet werden, daß ſich Braun
etwa über Einzelheiten Vorſchriften machen läßt. Vielleicht
wäre Herr Scholz geneigt geweſen, die Große Koalition im
Reich an dieſer Frage ſcheitern zu laſſen, aber wir verraten
kein Geheimnis, wenn wir ſagen, daß das Eingreiſfen Streſe
manns dieſe ſchönen Pläne über den Haufen geworfen hat.
Der Reichsaußenminiſter wollte von Anfang an die Große
Koalition, und hat ſeinen Willen durchgeſetzt. Die Volkspar
tei hat damit eine Schlacht verloren. Es hat ſich gezeigt,
daß ſelbſt der kranke Streſemann noch immer ſtärker iſt,
als manche Geſunden.

Otto Hamman
Jn ſtiller Zurückgezogenheit iſt Geheimrat Otto Ham-

man, der erſte deutſche Preſſechef, 76jährig geſtorben. Es
lohnt ſchon, ihm einige Zeilen zu widmen. Aus dem Jour
naliſten, der im Auswärtigen Amt unter Bismarck mit
kleinen Arbeiten beſchäftigt wurde, iſt eine einflußreiche Per
ſönlichkeit entſtanden. Caprivi erkannte ſeine Bedeutung.
Nur gegen die äußerſten Widerſtände ſetzte er ſich durch.
Namentlich Geheimrat von Hollſtein, die graue Eminenz,
deren Wirken ſo verhängnisvoll geworden iſt, und der an
vielen Tragödien der deutſchen Politik die Schuld trägt,
hat alles getan, um Hamman das Leben ſchwer zu machen.
Er wurde trotzdem dann der Vertraute Biülows und erſt
recht Bethman Hollwegs. Doch nicht dieſe Tätigkeit ſichert
ihm eine geſchichtliche Stellung. Er hat nach ſeinem Rück
tritt in den letzten Jahren mehrere Bücher her ausgegeben
ſo der „Neue Kurs“, „Um den Kaiſer“, Der falſch verſtan
dene Bismarck“, die zum Verſtändnis der Wilhelminiſchen
Aera einfach unentbehrlich ſind. Von vielen Dingen hat er
rückſichtslos den Schleier hinweggezogen und in die Ma
ſchinerie der Wilhelmſtraße einen tiefen Einblick gewährt.
Dieſe Bücher ſind, obwohl es der Verfaſſer kaum gewollt
hat, geradezu Propagandaſchriften für die deutſche Republik

geworden.
Ein Gedenktag

Der deutſchnationale Reichstagsabgeordnele Dr. Ever
ling hat es für notwendig gehalten, am 15. Juni in der
Sitzung des Parlamentes daran zu erinnern, daß an dieſem
Tage 40 Jahre vergangen waren, daß Wilhelm II. den
Thron beſtieg. Ein Treugelbbnis folgte. Darob großer
Lärm im hohen Hauſe. Wir ſind anderer Anſicht und finden,
daß es gar nichts ſchadet, dieſe Erinnerung zu beleben.
Es iſt ja auch der 40. Todestag Kaiſer Friedrichs, deſſen
das deutſche Volk gern gedenkt. Das hat Herr Everling
nicht geſagt, denn er hätte dabei jenen Brief aus Portofirio
erwähnen müſſen, in dem der ſchon kranke Kronprinz Bis
marck dringend warnt, den Prinzen im Auswärtigen Amt
zu beſchäftigen, weil er oberflächlich und anmaßend ſei und
ſich einrede, wenn er in die Akten gucke, hätte er ſie auch
ſchon verſtanden. Das Urteil Bismarcks über den neuen
Herrn lautete bekanntlich noch vernichtender. Gegen den
Reichsgründer wird wohl Herr Dr. Everling keinen Ein
ſpruch erheben. Man braucht nur die Namen Wilhelms I.
und Kaiſer Friedrichs zu nennen, um den gewaltigen Unter

Stabiliſierung des Franken genehmigen,
beiden Häuſern des Parlamentes unterbr
in einer Nachtſitzung verabſchieden ſoll.
liegt ſchon ein tiefer Sinn. Wenn das Ge

Kraft tritt
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barſtaat. Jeder einſichtige Beobachter der Wirtſchaftsver
hältniſſe wußte, wie ſchwer unſer eigener Handel darunter
gelitten hat. Dieſer Schritt iſt auch deshalb notwendig, weil
wir allmählich zu einer Wirtſchaftseinheit in Europa kommen
müſſen, die erſt dann möglich iſt, wenn alle in Betracht kom
menden wichtigen Währungen ſtabiltſiert ſind.

Hoovers Programm
Der republikaniſche Konvent hat Herbert Hovver zum

Präſidentſchaftskandidaten erhoben. Dieſe Wahl iſt nicht
ſchlecht, denn Hvover, der kleinen Verhältniſſen entſtammt
und ſich aus eigener Tüchtigkeit emporgearbeitet hat, gehört
zu den wenigen amerikaniſchen Politikern, die die Welt
aus eigener Anſchauung kennen. Auch Deutſchland. Er iſt
nicht der weltfremde Mann wie Wilſon, der Schiſſbruch er
leiden mußte, und hat vor Coplidge die Kenntniſſe der
Zuſammenhänge voraus. Sein Programm aber iſt unerfreu
lich. Zunächſt verlangt er den Ausbau der Wehrmacht.
Auch dieſer Pazifiſt iſt durch die Sabotage Frankreichs und
Englands auf dieſe Seite gedrängt worden. Das bedeutet
neue Gefahr, denn die Auffaſſung, daß man durch Wett
bewerb die Gegner zur Nachgiebigkeit erziehen kann, iſt ge
ſchichtlich jedenfalls noch nicht erwieſen. Rüſtungsſieber
führt zum Kriege. Auch der zweite Punkt ſtimmt bedenklich.
Hvover tritt für Hochſchutzzoll ein. Hoffentlich iſt die alte
Welt endlich hellhörig geworden. Sie kann nur dann dieſer
Bedrohung ſtand halten, wenn ſie endlich alles Trennende
beiſeite läßt und ſich zu einer Einheit zuſammenſchließt

Richard May.
e

Der 1. Stahlhelmvorſitzende verurteilt
Wegen Beleidigung der Republik und ihrer Farben
Der Stahlhelmführer Franz Seldte iſt vom Großen

Schöffengericht BerlinMitte unter dem Vorſitz des Land
gerichtsdirektors Steinhaus wegen zweier Fälle von Ver
gebens gegen den 8 8, Ziffer 1 und 2 des Republikſchutz
geſetzes, zu einer Gefängnisſtrafe von drei Wochen,
umgewandelt in 800 Mark Geldſtraf e, verurteilt
worden. Der mitangeklagte Redakteur der Bundeszeitſchrift
„Stahlhelm“, Dertinger, erhielt 10 Täge Gefängnis, um
gewandelt in 250 Mark Geldſtrafe

Gegenſtand der Anklage war der Bericht über eine
Rede, die Seldte auf dem Gautag Oldenburg-Oſtfriesland
des Stahlhelms im September vorigen Jahres gehalten
hatte. Jn dieſer Rede hatte Seldte geſagt, mit den Leuten,
die die Firma Deutſche Republik gründeten und nur
ein Abbruchsgeſchäft, einen Schrott und Alteiſenhandel
aufmachten, hätte der Stahlhelm nichts gemein. Das zweite
Delikt iſt eine Beleidigung der Reichsfahne, die er als
eine Partei und Hausflagge bezeichnete, deren Farben
zuerſt von der feindlichen Propaganda, von Ueberläufern
und bezahlten Spionen gezeigt worden ſeien.

Jn der Verhandlung erklärte Seldte, er habe keinen
Angriff gegen die Regierung und die gegenwärtige Staats
form unternehmen wollen Es ſei beim „Stahlhelm“ ſtrikte
Vorſchrift, nicht die Staatsform anzugreifen und nicht über
Religionsfragen zu ſprechen. Es habe ihm auch ferngelegen,
die Reichsfarben irgendwie zu beleidigen. Staatsanwalt
ſchaftsrat Dr. Kirſchner beantragte gegen Seldte 6 Wochen
Gefängnis, umgewandelt in 1000 Mark Geldſtraſe, gegen
den Mitangeklagten, Redakteur Dertinger, 4 Wochen Ge
fängnis, umgewandelt in 400 Mark Geldſtrafe. Das Schöf
rengericht kam zu dem zu Beginn mitgeteilten Urteil Jn
der Urteilsbegründung hob der Vorſitzende hervor, daß
die Jdentifizierung des Deutſchen Reiches mit einer Abbrüch
firma und einem Alteiſenhandel zweifellos eine Beleidi
gung des Reiches und der verfaſſungsmäßigen Staatsform

jene deutſchnationalen Kreiſe, d

ſchied gegen den Nachfolger klar zu ſtellen. Sie wären beide darſtelle.
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treiben könnte. Oder glaubt man, daß Herrn W
kraft in den Kreiſen des jetzigen Zentrums gewinn n

2. Die Folgerungen
Von Reichsminiſter a. D. KochWeſer, Vorſitzender der DOP.

Die Tatſache iſt unbeſtreitbar, daß heute die meiſten
Wähler bei Abgabe ihres Stimmzettels nicht mehr fragen,
was dient dem Intereſſe des Staates, ſondern was dient
meinem Intereſſe Jhnen iſt der Leiter der Partei nicht
mehr der Führer in großen, das Volk durchdringenden
Geiſtesſtrömungen, ſondern der Vorſitzende einer Organi
ſation, die ſich für ihre Intereſſen zu bemühen hat. Sie
wählen keinen Vertreter des Staates, ſondern einen eigenen
Vertreter beim Staat, ja gegen den Staat. Darunter leiden
die Parteien, die ihre Politik gründſätzlich nicht nach den
Intereſſen einer beſtimmten Schicht abſtellen, am meiſten.
Es geht nicht an, an dieſer Tatſache vor überzugehen. Sie
hängt ſchließlich mit der materialiſtiſchen Weltanſchauung
und dem Aufkommen der Sozialdemokratie als der erſten
bewußten und ausgeſprochenen Klaſſenpartei zuſammen.
Trotzdem ſehe ich noch nicht, wie ſich ein Parlament auf
einer ſolchen Grundlage ſollte aufbauen können. Es mag
noch einigermaßen möglich ſein, die Arbeiterintereſſen in
eine große Partei zuſammenzufaſſen, obwohl ſich ſchon
da, wenn dieſe Partei den Staat und die Wirtſchaft be
herrſchen würde, ungeheuerliche Jntereſſengegenſätze zwiſchen
gelernten und ungelernten Arbeitern, zwiſchen Kopf und
Handarbeitern, ſtändigen und Saiſon-, älteren und jünge
ren, ländlichen und ſtädtiſchen, männlichen und weiblichen
Arbeitern herausbilden würden. Aber in allen Schichten,
deren wirtſchaftliches Leben komplizierter iſt, gibt es über
haupt keine Möglichkeit, eine reine Jntereſſenvertretung
aufzubauen. Das Beiſpiel von den Hausbeſitzern in Breslau,
die zwei Stadtverordnete haben mußten, weil der eine die
Hausbeſitzer mit Zentralheizung und der andere die ohne
Zentralheizung vertreten mußte, ſpricht Bände. Nicht anders
iſt es auch, wenn die Wirtſchaftspartei im Reichstag an
einem Tag auf Antrieb der Wirte einen Antrag einbringt,
den Flaſchenbierhandel unter Konzeſſion zu ſtellen und am
anderen Tage auf Antrag der Lebensmittelhändler dieſe,
die Hauptträger des ganzen Handels, von dieſer Konzeſſtons
pflicht auszuſchließen. Wie ſtark innerhalb der Landwirt
ſchaft, innerhalb der Jnduſtrie, innerhalb der Beamtenſchaft
die Gegenſätze ſind, ſobald man zu geſetzlichen Maßnahmen
übergeht, bedarf keiner Ausführung Bei allem guten Wil
len, zu verſuchen, dieſen Anſchauungen der Wähler Ver
ſtändnis entgegenzubringen, ſehe ich in ihnen doch nur die
Atomiſierung des parlamentariſchen Lebens und die Selbſt
ausſchaltung des Parlaments aus der politiſchen Führung
und Verantwortlichkeit. Man muß dieſer Gefahr entgegen
arbeiten durch Parteien, die möglichſt große Gruppen der
Bevölkerung unter der Deviſe eines Ausgleichs der Inter
eſſen zuſammenfaſſen. Zu dem Erfölg eines ſolchen Ver

ſuchs iſt allerdings notwendig, daß auch der Staat ſeiner
ſich von der Bevorzugung etnezlner Beruſsgrunpen

t einer Beſchneidung der wirtſchaftlichett Seloſtrer
antwortlichkeit ſo weit als möglich zurückzieht. Wenn in
Amerika ſolche Jntereſſenparteien „nicht entſtehen, ſo doch

lediglich deshalb, weil dort überhaupt niemand auf den
Gedanken kommt, daß der Staat dazu da ſei, um ihm eine

Die deutſche Sozialbeamtin
Die Tagungen des Deutſchen Verbandes der Sozial

beamtinnen, der überkonfeſſionellen, größten Organiſation
dieſes Berufskreiſes, werden ſtets zu Fachtagungen ausge
ſtaltet, auf denen ſachkundig und ernſt um die Löſung ſozia
ler Probleme gerungen wird. Die diesjährige Hauptverſamm
lung, die in Königsberg in Preußen von Friederike Wieking,
dem erſten weiblichen Polizeirat in Preußen, und Adele
Beerenſſon abgehalten wurde, ſtand unter dem Grund
gedanken „Planwirtſchaft in der Wohlfahrtspflege“, einem
überaus wichtigen Problem, deſſen Löſung noch recht wenig
gefördert iſt. Der Verband hatte dieſes Thema gewählt,
weil er es als ſeine Aufgabe betrachtet, auch auf dem Ge
biet der Wohlſahrtspolitik richtunggebend mitzuwirken. Den
einleitenden Vortrag hielt der demokratiſche Stadtrat Muthe
ſius, einer der feinſten und geiſtvollſten deutſchen Wohl
fahrtspolitiker, der Begriffe und Richtlinien klärte, nach
denen in der Wohlfahrtspflege Planwirtſchaft getrieben wer
den muß. Es kommt darauf an, die Einzelarbeit der Für
ſorgerinnen, die letzlich den Ausſchlag gibt, und die in
einem ganz beſonderen Sinne ſchöpferiſch iſt, an einer
planvollen Wohlfahrtspolitik zu vrientieren. Auf einer ent
ſprechenden Geſetzgebung muß ſich eine Verwaltung auf
bauen, die vor allem Leerlauf vermeidet. Die Eigenkraft
der Verwaltung darf dabei nicht geſchwächt werden, ſie muß
aber freie Bahn für lebensvolle Einzelarbeit ſchaffen.

Wie ſolche planwirtſchaftlichen Gedanken in der Praxis
angewendet werden ſollten, zeigten an einem Sondergebiet

den Beziehungen der Arbeitsvermittlung und Arbeits
loſenverſicherung zur Wohlfahrtspflege zwei Verbands
mitglieder, die Münchener Berufsberaterin Margarete Fit
ting und Dr. Hertha Kraus, eine Frau, die vor einigen Jah
ren als erſt Fünfundzwanzigjährige ihrer Tatkraft, und
Originalität wegen von dem Oberbürgermeiſter Adenguer
als Stadtdirektor nach Köln berufen worden iſt. Die lebhafte
Ausſprache, die u. g. von mehreren Sozialpolitikerinnen
unter den Mitgliedern, Dr. Frieda Wunderlich, Oberregie
rungsrat Dr. Käthe Gaebel, Direktor Dorothea Hirſchfeld,
wirkungsvoll unterbaut wurde, zeigte, daß die Sozialbeam
tinnen volles Verſtändnis dafür haben, daß die Arbeitsver
mittlung in erſter Reihe Inſtrument der Wirtſchaft iſt.
Sie erkennen aber, daß er auch ſehr wichtige ſozialpoli
tiſche Aufgaben hat, und daß ein Zuſammenwirken mit
der Wohlfahrtspflege unerläßlich iſt, vor allem um nicht
mehr volle Arbeitskräfte zweckvoll zu bewirtſchaften, Jugend
liche erſt berufsreif zu machen u. g. m. Den Abſchluß dieſer

Exiſtenz zu ſchaffen vder zu ſichern. Aehnlich iſt es in
Frankreich und England. Je mehr man den Einzelnen lehrt,
ohne Krücken zu gehen, umſo weniger wird er es als not
wendig empfinden, ſich Krücken auf Koſten des Staates zu
beſchaffen. Umſo weniger wird er es ſich aber auch gefallen
laſſen, am Gängelbände der großen Wirtſchaftsverbände ge
führt zu werden. Das iſt das Programm, mit dem man die
jenigen, die in den Schichten der Wirtſchaft freie Betätigung
wollen, und diejenigen Schichten der Beamten, Angeſtellten
und Arbeiter, die nicht wollen, daß ihnen ihr Arbeitsertrag
durch Vergünſtigungen an andere geſchmälert wird, zuſam
menſfaſſen kann. Ich ſehe alſo in dieſer Hinſicht die bis
herige Politik der Deutſchen Demokratiſchen Partei und
ihren Kampf gegen eine Liebesgabenpolitik jeder Art als
richtig an und glaube, daß man mit der Beſſerung der deut
ſchen Wirtſchaſtsverhältniſſe für ein ſolches Programm wie
der erneute Zuſtimmung finden wird. Die erſte Aufgabe der
neuen Reichstagsfraktion ſcheint mir zu ſein, ihre wirtſchaft
lichen Anſchauungen zu einem Wirtſchaftsprogramm zu ver
dichten, das ſich von Marxrismus fernhält, aber ſich auch

Bedeutung wohl inzwiſchen allen Wählern la
iſt, zu Austritten von Parteimitgliedern geführ
verwundert mich, daß gerade aus Kreiſen dieſe
glieder der Ruf ertönt, Schichten in die Partei aufzu
deren Anſchauungen nicht nur in Fragen des Se
Schmutzgeſetzes, ſondern auch in allen Schul und
fragen ihren eigenen entgegengeſetzt ſind Das müßte

Wanderes iſt mir ſchließlich doch noch das Weelendeen
Ganz gewiß beachtenswert iſt der Gedant

ſchmelzung der liberalen Parteien Es liegt auf der
daß nur eine ſolche Partei auf die Dauer die Aufg
füllen kann, dem Liberalismus und der ſtaatsbürc
Geſinnung weiter Schichten des deutſchen Bür
ihm gebührende Vertretung im Reichstag zu ſi

die Wiedergewinnung des deutſchen Bauernſtand
gehen. Nur ſie vermag den notwendigen Intereſſe

wenn er ſich zur Kulturpolitik der Deutſchen demokr
Partei bekehrte? Und auch dieſe iſt ja manchem giſche
entſchloſſen genug. Jch erinnere daran, daß Württ:
mir bedauerte Haltung eines Teiles der Partei in d v ter W
des Schund und Schmutzgeſetzes, deſſen geringe n

l

9 eſationm de ſich

zu neuen Austritten führen. Aber ſchließlich kann m udeh
eine Partei nicht gründen, um Gelegenheit zu hab m das
ihr auszutreten. Lieber als das Nomadenzelt des rn a

z alle
eine ſolche Partei kann ſich gegenüber nationgh ſt
Phäntaſien und marriſtiſchen Utopien behaupten. ſt
ſolche Partei kann auch durch eine entſchloſſene Pol die Na

weiteren

See e

nicht darauf beſchränken darf, ein Arbeitgeberprogramm
zu ſein.

Zu einer Preisgabe der Deutſchen Demokratiſchen Par
tei aber ſehe ich keinen Anlaß und keine Möglichkeit. Trotz
der Anregungen und Vorſchläge, die heute aus der Erde
ſprießen. Was zunächſt den Vorſchlag einer „großen“ repu
blikaniſchen Parkei angeht, ſo ſehe ich hier unüberwindliche
Schwierigkeiten, ſobald man über die theoretiſche Bearbei
tung dieſes Gedankens hinausgeht. Jch weiß zunächſt nicht,
ob die beiden politiſchen Führer der anderen Parteien,
Herr Streſemann und Herr Wirth, die man in die Führung
der neuen Partei aufzunehmen bereit iſt, überhaupt irgend
eine Neigung dazu haben Jch weiß nicht, ob Herrn Streſe
mann der gegenwärtige Zuſtand, wo er auf die unbedingte
Anerkennung der großen demokratiſchen Preſſe und in
großen politiſchen Fragen auf die Gefolgſchaft der Deutſchen
Demokratiſchen Partei rechnen kann, ohne ſeine Arbeit in
der eigenen Partei aufgeben zu müſſen, nicht viel lieber
iſt. Auch daß Herr Wirth, mit dem es nicht viel anders
liegt, die Neigung hat, etwas anderes zu tun, als gelegent
lich gegen den Stachel der Zentrumspartei zu löcken, be
zweifle ich. Jedenfalls aber ſehe ich nicht die Maſſen, die
dieſen Ruf folgen werden. Soviel zur Durchführung und
Feſtigung der Republik noch zu tun iſt, ſo reicht es für
ſich allein doch nicht aus, um einer Partei den notwendigen
Zuſammenhalt in ſich und bei den Wählern zu geben. Die
Wähler würden einer ſolchen Partei Leute geben, denen es
nur darauf ankomme, den republikaniſchen Roſenkranz drei
mal täglich anzubeten. Die republikaniſche Jdeologie allein

grund unſeres Mißerfolges aber, die einſeitige und ego
iſtiſche wirtſchaftliche Einſtellung weiter Wählerſchichten,
bliebe auch gegenüber der neuen Partei beſtehen. Es käme
aber die verhängnisvolle Tatſache hinzu, daß die neue Par
tei auch in kultureller Beziehung keine einheitliche Politik

n e SBedeutung der Wohlfahrtspflege für das ganze Volk“, bei
dem Elly HeußKnapp in ihrer warmherzigen Weiſe es
verſtand, an Herz und Gemüt der zahlreich erſchienenen
Königsberger Bevölkerung zu appellieren.

Ein weiteres Moment iſt als beſonders bemerkenswert
auf dieſer Tagung hervorzuheben: die wachſende Aktivität
des Verbandes auf ſozialpolitiſchem und gewerkſchaftlichem
Gebiet. Sie iſt in erſter Reihe das dankbar anerkannte Ver
dienſt von Adele Beerenſſon, der Hauptgeſchäftsführerin
des Verbandes Der Verband hat ſich vor allem nachdrücklich
dafür eingeſetzt, endlich die beruflich vor allem im Außen
dienſt ſtark gefährdeten Wohlfahrtspflegerinnen in die Unfall
verſicherung einzubeziehen. Es iſt ihm gelungen, die grund
ſätzliche Anerkennung dieſer Notwendigkeit durch den Reichs
arbeitsminiſter zu erringen, aber der Verband gibt ſich da
mit nicht zufrieden, ſondern hat in ſeiner Entſchließung auch
die praktiſche Durchführung gefordert. Die Tagung nahm
ferner Stellung zu der unerträglichen Spanne, die zurzeit
in der Angeſtelltenverſicherung zwiſchen Beiträgen und Lei
ſtungen beſteht, und ſtellte eine Reihe beſtimmter Forde
rungen für den geſetzlichen und verwaltungsmäßigen Aus
bau auf. Gewerkſchaftlich hat der Verband durch aktives
Vorgehen bei allen Behörden die Anerkennung ſeiner Tarif
fähigkeit erreicht, und zum Beiſpiel bei der Reichsanſtalt
für Arbeitsvermittlung praktiſch durchgeſetzt. Auf dieſem Ge

reicht nicht aus, um eine Partei zu halten. Der Haupt

einen Beweis des ſtärkeren Charakters gewertet wiſſen w

kann nAbſchied vom Stahlhelm zu inmnn
Dr. Scholz und die übrigen Abgeordneten der n hier

ſchen Volkspartei, die dem Stahlhelm angehören, Hläge, das
der Leitung des Stahlhelms ein Schreiben geſan und den
dem ſie ſich eine Bevormundung, wie ſte in der on Bahet
Erklärung des Stahlhelms zum Ausdruck gekomm n und die
unter Berufung auf ihre verfaſſungsmäßige Freihe len. Der de
Selbſtändigkeit des Urteils verbitten. Auch ſeien dem 5
Richtlinien durchaus einſeitig aufgeſtellt, offenbar m denten un
Ziel, den Stahlhelm in einen Gegenſatz zur Den herzuſte
Volkspartei hinein zu manövrieren und gleichgetti deutſchland
Prätorianer Garde der Deutſchnationalen oder ga n unbegr
anti parlamentariſchen Flügels der Deutſchnationalen z nhlickliche
chen. Die Leitung des Stahlhelms wird erſucht, zu n konnte.
Mitteilung Stellung zu nehmen. Die volksparteiliche en Einhei
geordneten, die dem Stahlhelm angehören, zielen mi ülteinbergs
ſem Schreiben offenbar darauf hin, den Stahlhel ſehgebung n
zwingen, die Abgeordneten von ſich aus auszuſchließen Ländern i
von ſeinem letzten „Ukas“ abzurücken. ſcht des

e g n würdendurch eine vernünftige Politik durchzuführen. Nur ſie betinen
auch eine Preſſe im Lande aufbauen, die an den W ählen
endlich einmal diejenigen Anſchauungen, die die Part
herrſchen und die Erfolge, die ſie erzielt, heranbri
Ein Blick auf Bayern beweiſt, daß, wenn dort recht
eine ſolche Partei vorhanden geweſen wäre, zwiſche
kalen und Sozialdemokraten eine ausſchlaggeben

mit 9 ſtatt A Mandaten geſtanden und ſich 9 h
haben würde. Eine ſolche Partei würde ſich auch
im Reichstag bei der Regierungsbildung, bei der Beſe
des Präſidiums und an andere uStellen ganz andere
tätigen können, als die beiden kleinen Parteien es
gegenüber dem immer raſch hergeſtellten Zuſammenw Unter d
von Sozialdemokratie und Zentrum zu tun vermögen de Aus

würde mich deshalb prinzipiell einem ſolchen Gedanken behan
Einigung niemals widerſetzen, ſondern bin bereit, ihn r Ahſis
folgen, wenn die neue Partei verbürgen würde, daß un
Opfern auf beiden Seiten in ihr Politik in nationg Hierzu
republikaniſchem, ſozialem und liberalem Sinne gem der
würde. Dieſe Auffaſſung habe ich durch Annahme des Ehe
vorſitzes in der Liberalen Vereinigung bekundet. Trothe
ſtehe ich der Durchführung dieſes Gedankens ſkeptiſch gen
über. Jn der Deutſchen Volkspartei befindet ſich allerdſ
eine große Anzahl von Elementen, mit denen eine ſr
Politik ohne jegliche Schwierigkeiten zu machen iſt. Es nats
hören dazu alle diejenigen, denen unſere Politik in aründet
Jahren 1919 bis 1924 zu raſch und zu ſtürmiſch gew
iſt, die damals nicht einſehen wollten, daß es galt,
und entſchloſſen Vergangenes über Bord zu werfen,
aber heute einzuſehen beginnen, daß ſo gehandelt wer
mußte. Aber ich weiß auf der anderen Seite ſehr wulſhtlich
daß es in der Deutſchen Volkspartei auch weite Schich n den
gibt, die noch in den Vorurteilen ſtecken, als könnten ſie
uns herabblicken, weil wir uns ſchneller auf die neuen M
wendigkeiten umgeſtellt haben, und die ihr Zögern

wangs

len. Jch kenne auch die Zuſammenhänge in dieſer Partei i Vedürf
Stahlhelmverbänden und anderen Organiſationen, die enkaſſe
Politik Streſemanns und der europäiſchen Verſtändigu n für

eines Berufsſtandes, deſſen

Verhandlungen bildete ein öffentlicher Abendvortrag „Die

biet ſind freilich noch manche Schwierigkeiten zu überwinden,
die aber die Energie des Verbandes nur ſtärken können.

Auf der Tagung trat auch ein nationales Moment in
die Erſcheinung: Ausſchließlich Gründe nationaler Art hatten
den Verband veranlaßt, die Hauptverſammlung in die
deutſche Oſtmark zu verlegen. Dieſer Wille wurde über
den Kreis der oſtpreußiſchen Verbandsmitglieder hinaus
dankbar gewürdigt. Den ſtärkſten Ausdruck dafür vermit
telten die warmen Begrüßungsworte des Oberpräſidenten
Dr. Siehr. Er ſprach ſeinen beſonderen Dank aus für dieſen
Ausdruck der Zuſammengehöbrigkeit. Jn der Kette reichs
deutſcher Kongreſſe, die in den letzten Jahren nach dem
„abgeſchnürten Oſtpreußen“ gekommen ſind, ſei dieſe Tagung
ein wertvolles Glied Jn Abwendung einer Schematiſterung
der Wohlfahrtspflege durch ihre Kommunaliſterung ſei es
von hohem Wert, daß die Fürſorgerin ihre ganze lebendige
Perſönlichkeit einſetze. Eine beſondere Freude war es, daß
zu dem Begrüßungsabend die öſtpreußiſche, mit dem Ehren
doktor ausgezeichnete Heimatdichterin Agnes Miegel
ſchienen war. Alles in allem ein Beweis für die Kräftigung

„ganzen Volke“
gilt, das deshalb ſeine beſondere Freude daran haben darf.

Arbeit dem

nicht umgelernt haben, ſtehe ich allen Verſchmelzungsa

daß ich mit dieſer Haltung auf dem rechten Wege bin. D

würde für den Parlamentarismus geradezu

er und ſich dieſen Bezirk durch eine emſige Arbeit erober h
können, dann iſt mir um den Erfolg eines ſolchen Wahl i

dikampfes nicht bange.

feindlich gegenüberſtehen, und von Vorurteilen gegen Ref wiſ
blik und Demokratie erfüllt ſind. So lange dieſe Schicht d

ſichten ſkeptiſch gegenüber und habe keine Veranlaſſung Rechts
zu betreiben und unſere Organiſation dadurch in Unru

bringen zu laſſen. 2Zuſchriften aus allen Teilen des Reiches beſtätigen in. Die l
Mitgh

ein neuer Wahlkampf unter dem Zeichen des beſtehende en h
Wahlrechts geführt wird, halte ich für ausgeſchloſſen G inz 5

bedeute Oſt ſof
Selbſtmord zu kreiben, wenn er fortfährt, die politiſche en. J.
Mandate durch die Parteimaſchine errechnen, anſtatt dur rung
Perſönlichkeiten erobern zu laſſen. Die Aufgabe der Den Anleit
ſchen Demokratiſchen Partei im Reichstag muß vor alle her V
anderen auf eine Beſeitigung dieſes unerträglichen Wah den z
rechts gerichtet ſein. Treten wir in einen neuen Wahlkamf hen d
auf Grund eines Geſetzes ein, das es ermöglicht, Kandi ing
daten aufzuſtellen, die das Vertrauen ihres Bezi rks habe h wer



n v Zuddeutſchland und der Einheitsſtagt
hen d Finanzminiſter a. D. Schall über die Stagtsreſorm

n m Der demokratiſche Landtagsabgeordnete und frühere

e ltembergiſche Finanzminiſter Schall hat ſich im Auf
iſſig der Württembergiſchen Verwaltungsakademie in beeererter Weiſe über die Staats und Verwaltungs

i orm in Deutſchland geäußert. Schall ſetzte auseinander,
de h die drängende Finanznot des Reiches, die hauptſächlich

ehe rch die Daweslaſten verurſacht iſt, gebieteriſch eine neuee on Hhiſetion der ſtaatlichen Verwaltung in Deutſchland

n S dert. Die Richtung, in welcher ſich dieſe Neuorganiſation
Sie bewegen hat, geht zweifelsohne auf den Einheitsſtaat.

An e Gegner dieſer Entwicklung berufen ſich zu Unvecht auf
an Zmarck, denn dieſer war beſtrebt, die Zuſtändigkeit des
i liches auszudehnen durch Zuweiſung einer Reihe indirekter

das uern an das Reich und durch Verreichlichung der Eiſen
s We hnen, was ihm allerdings beides nicht gelang. Tatſächlich

inen wir aber ſeit 1871 ein dauerndes Anwachſen der
Hmpetenzen des i gegenüber den einzelſtagtlichen

t mpetengen feſtſtellen. Jm Krieg und nach dem Krieg haben
üthe en des Reiches erlebt. Die Weimarer Verfaſſung

i richt überhaupt nicht von Stagaten, ſondern von Ländern
hat es allerdings vermieden, klar für Föbderalismus

er Unitarismus ſich zu entſcheiden. Jmmerhin iſt ſeit
)20 die Machtſtellung des Reiches immer mehr gewachſen;
Eiſenbahnen und die Finanzverwaltung ſind von ihm

nommen worden. Daß die Entwicklung in der Richtung

tſchloſſene

dauern
n biſt

hlhelm d kann nicht zweifelhaft ſein. Die Welt organiſiert
ja zu immer größeren Gebilden; die deutſchen Staaten

Jeordneten nen hier nicht zurückbleiben. Es gibt nun verſchiedene
n angeht orſchläge, das Problem der Gewaltenteilung zwiſchen dem
hreiben ſleich und den Ländern zu löſen. Ganz ungangbar iſt
e ſie in d on Bayern empfohlene Weg, die Reichsgewalt abzu
druck gehn

näßige Jrei

en. Ah
t, offenbar

iſatz ß zur 9

ind glei
len oder

chnationalen

d erſucht
ölksparteil

en, zielen

den Stahl

auszuſchlef

und die Zuſtändigkeit der Länder wieder zu ver
n. Der deutſchnationale Vorſchlag, eine Perſonalunion

chen dem Reichspräſidenten und dem preußiſchen Staats
enten und einzelnen Reichs und preußiſchen Mini

en herzuſtellen, würde den Einfluß Preußens gegenüber
eutſchland in ungeahntem Maß ſtärken es iſt ge

üdezu unbegreiflich, daß der frühere Staatspräſident und
ügenblickliche Kultusminiſter Bazille dieſen Vorſchlag emp

len konnte. Es bleibt alſo der Verſuch, den dezentrali
en Einheitsſtaat herzuſtellen. Eine Zuſammenlegung
rtteinbergs und Badens wäre jedenfalls zweckmäßig. Die
ſetzgebung wäre Sache des Reichs, die Verwaltung würde

ändern überlaſſen, wobei natürlich eine gewiſſe Ober
ſicht des Reiches gewährleiſtet ſein müßte. Die Land

würden entpolitiſiert, was ſehr ſegensreich wäre, da
en bekämen ſie Befugnis, Abgeordnete in den Reichsrat
wählen, deſſen Kompetenzen erweitert würden. Die

r wären alſo Selbſtverwaltüngskörper, die dann erſt
recht ihre kulturelle Eigenart entwickeln könnten. Für

mberg beſonders empfiehlt ſich, bei der kommenden
klung nicht zu lang zuzuwarten, damit es nicht wie

etzt von Bayern im Stich gelaſſen wird und ſich

ren Nur
ie an den

Beiträge zur Krankenkaſſe bei
Arbeitsunfähigkeit

Unter dieſer Stichmarke läuft durch die Tagespreſſe
die Auslegung des s 383 der Reichsverſicherungsord
behandelnde Mitteilung, die ausgeſprochenermaßen

der Abſicht verbreitet wird, die Arbeitnehmer von dem
itt zu Erſatzkaſſen abzuhalten.
Hierzu macht die Berufskrankenkaſſe des Gewerkſchafts
s der Angeſtellten darauf aufmerkſam, daß in der ver
ten Notiz abſichtlich die verſchiedenartigen Dienſtver

ganz an
Parteien es

Zuſammwen

un vermöge

hen Gedanſ

n bereit
irde, daß

ik in nati

t Sinne
en niſſe von Angeſtellten und Arbeitern unberückſichtigt

e iſh läſfen worden ſind. Das Lohnvderhältnis der Arbeiter
h n ges bzw. Wochenlohn) läßt einen Vergleich mit dem

andersartigen Angeſtelltenverhältnis der Angeſtell
(Monatsgehalt) nicht zu. Jn dieſer Verſchiedenheit liegt

gründet, daß die Berufskrankenkaſſen der Angeſtellten
natsbeiträge erheben, die Ortskrankenkaſſen dagegen
chen bzw. Tages beiträge. Die Angeſtellten ſind

denen eine

achen iſt

Politik i
türmiſch

aß n ibren Krankenkaſſen nach 8 507 RVO. die Regellei
v delt kungen der Ortskrankenkaſſen garantiert. Das gilt auch

e de Anſihetich der Beitragsfreiheit bei. Arbeitsunſähtgteit,
n den Angeſtellten unter Berückſichtigung des Beitrages

ſicht die Regelleiſtung an Krankengeld verbleibt. Ver
ſchwiegen wird aber, daß die Angeſtelltenkrankenkaſſen ihren

weite S
könnten ſ

die neuenm Mitgliedern ganz bedeutende Mehrleiſtungen gewähren die
r ſt S Zwangskrankenkaſſen nicht aufzuweiſen haben. Jn dieſen,
m J Bedürfniſſen angepaßten Leiſtungen der Angeſtellten
ie ankenkaſſen und den dennoch ſehr mäßigen Beiträgen

An gen für die Angeſtellten die Vorteile. Das iſt zwar
Verſn meiſten Angeſtellten bekannt, muß aber im Hinblick

die unrichtige Darſtellung zur Richtigſtellung und Un
chtung der Oeffentlichkeit noch einmal feſtgeſtellt werden.

techtsregierung und Oſtpreußenhilfe
Demokratiſche Uranträge im Landtag.

Die Abgeordneten Dr. Falk, Dr. Grzimek und die übri
en Mitglieder der demokratiſchen Landtagsfrakt tion in

reußen haben nachſtehenden Urantrag eingebracht: „Die

tionen di

robinz Oſtpreußen kann im Rahmen der Oſtpreußenbe
ſchlüſſe ſofort eine Anleihe von 20 Millionen Dollar er

z halten. Dem Vernehmen nach hat die bisherige Reichs
die 4 e gegen die Aufnahme der Anleihe Bedenken

e e iſt verſchiedenen m in l prenſen von
Shaden zu. Wir beantragen daher: Der Landtag wolle be

Hließen: das Staatsminiſterium zu erſuchen, auf die Reichs
attrung dringend einzuwirken, daß dieſe Hemmungen be

tigt werden. Ferner haben die Abgeordneten Falk Hoff,
e ch Der Grzimet und die übrigen Mitglieder der demokratiſchen

rheit e n Land tagsfraktion nachſtehenden Antrag einge
ſolchen bracht Die Fiſcher von der Oſtſee- und Haffküſte befinden

ſich ſeit langer Zeit in einer großen Notlage, die auf die
Zerſtörung der Fiſchgründe und die hohen Koſten der Fahr-
Menge und Netze zurückzuführen iſt. Der Landtag wolle be

eine ungeheure Steigerung des Einfluſſes und der

er weiteren Ausdehnung der Reichskompetenzen gehen

egnügen muß als vorher a erreichen ger

eine Zuteilung von Mandaten an einige

ſchließen a) das Staatsminiſterium zu erſuchen, geeignete
Maßnahmen zur ſchleuünigen Milderung dieſer Notlage zu er
greifen, und dem Landtag darüber Bericht zu erſtatten,
b) dem Landtag einen Geſetzentwurf vorzulegen, der die
dauernde Beſeitigung dieſer Notlage zum Ziele hat.

Das bayeriſche Wahlunrecht
Demokraliſche Reichstagsinterpellation.

Die Demokratiſche Reichstagsfraktion hat
ſtehende Jnterpellation eingebracht:

Der Bayheriſche Landtag hat das Bayeriſche Wahlge
ſetz geändert und Beſtimmungen in Kraft geſetzt, die den in
der Reichsverfaſſung feſtgeſetzten Grundſätzen der Verhält
niswahl ebenſo wie denen der gleichen und direkten Wahl
widerſprechen

Dem Grundſatz der gleichen Wahl widerſpricht die Höhe
der Verteilungszahl; nach dem bayeriſchen Wahlgeſetz wird
eine Partei, ſelbſt wenn ſie mehr als 100000 Stimmen,
d. h. etwa 5 Proz. der Geſamtzifſer erhalten hat, aus
dem Landtag ausgeſchloſſen, falls ſie nicht in einem der
ſehr kleinen Wahlkreiſe einen ſehr hohen Quotienten erreicht.
Der Quotient beträgt z. B. im Wahlkreis Mittelfranken, d
bei den Reichstagswahlen nur etwa den vierten Teil eines
Wahlkreisverbandes ausmacht, 32 293 Stimmen. Jnfolge
dieſes Verfahrens blieben 108 794 demokratiſche Stimmen
und 105 000 Stimmen der Wirtſchaftspartei, die am 20.
Mai in Bayern abgegeben wurden, unberückſichtigt, während
dieſelbe Stimmenzahl genügt hat, um der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei und der Wirtſchaftspartei für den Reichs
tag ein Mandat zu verſchafſen und während die Deutſche
Volksvartei mit 109 518 Stimmen vier Landtagsmandate
erhielt.Den Grundſätzen des gleichen Wahlrechts widerſpriſcht

die rieſige Verſchiedenheit des Wahlquvtienten in den ver
ſchiedenen Wahlkreiſen. So ſind z. B. im Wahlkreis Nieder
bayern nur 21826 Stimmen für ein Mandat nötig, im
Wahlkreis Mittelfranken hingegen 32 293. Die Deutſche De
mokratiſche Partei, die im Wahlkreis Mittelfranken 22 304
Stimmen, im Wahlkreis Oberbayern 24,429 Stimmen er
hielt bekam im ganzen Lande kein Mandat zugeteilt, ob
wohl ſie den in Niederbayern geltenden Wahlquotienten
mehrfach überſchritten hatte.

Den Grundſätzen der gleichen und direkten Wahl wider
ſpricht die Beſtimmung des bayeriſchen Landtagswahlgeſetzes,
daß nachträglich von den Parkeileitungen einiger Parteien
15 Abgeordnete ernannt werden können. Eine ſolche nach
trägliche Ernennung von Abgeordneten, deren Namen den
Wählern vor der Wahl nicht, wie es im Reich auf der
Reichsliſte geſchieht, an ſichtbarer Stelle und in beſtimmter

Reihenfolge genannt worden waren und mit deren even
tueller Wahl ſie ſich deshalb durch ihren Stimmzettel gar
nicht einverſtanden erklären konnten, iſt eine indirekte Wahl
und mit den Grundſätzen der Reichsverfaſſung nicht verein
bar. Bei dieſer Ernennung handelt es ſich nicht um eine
gleichmäßige Verrechnung von Reſtſtimmen, ſondern um

große Gruppen
öhne jede Mitwirkung von Wählern. Bei dieſer Zuteilung
werden die Mandate verrechnet, die rechtmäßigerweiſe den
durch die anderen verfaſſungswidrigen Beſtimmungen ihrer
Mandate beraubten Parteien hätten zukommen müſſen.

Gegen die Rechtsgültigkeit des Bayeriſchen Landeswahl
geſetzes hat der Landesberband Bayern der Deutſchen De
mokratiſchen Partei bereits am 18. 2. 1928 Klage beim
Stagatsgerichtshof für das Deutſche Reich angeſtrengt. Zwei
Monate ſpäter, am 26. 4. 1928, hat der bayeriſche Land
tag mit rückwirkender Kraft den Bayeriſchen Staatsgerichts-
hof für dieſe Klage allein zuſtändig erklärt. Dieſes Geſetz
widerſpricht gleichfalls allen Grundſätzen des öffentlichen
Rechts.

Was gedenkt die Reichsregierung zu tun, um die
kraſſen Rechtsbrüche, die durch die Beſchlüſſe des Bayeriſchen
Landtages begangen ſind, abzuſtellen und den Vorſchriften
der Reichsverfaſſung auch hinſichtlich des bayeriſchen Wahl
geſetzes Geltung zu verſchaffen?

nach

Programm
des Londoner Demokratenkongreſſes

Reinhold und Prof. Bonn ſprechen.
Das Programm der fünften Generalverſammlung des

internationalen Bundes der Demokratiſchen Parteien Euro
pas in London iſt jetzt endgültig aufgeſtellt. Die Kriſis,
die der Parlamentarismus zurzeit in vielen Ländern durch
macht, hat dazu geführt, daß man in den Mittelpunkt der
Debatte eine Unterſuchung über die Unterſchiede des parla
mentäriſchen Syſtems in Amerika und in Europa geſtellt
hat, namentlich in Beziehung auf die Stellung des Präſi
denten. Für Deutſchland wird zu dieſer Frage der frühere
Reichsfinanzminiſter, der jetzige Reichstagsabgeordnete Rein
hold ſprechen. Namens der franzöſiſchen Gruppe hat Miniſter
Painlebé ein Referat über das Proportionalſyſtem und die
Bedeutung des Syſtems der Ausleſe der Parlamentarier
angekündigt.

Der Herausgeber des „Economiſt“, Layton, und der
deutſche Profeſſor Bonn werden über die Beſchlüſſe der
Weltwirtſchaftskonferenz und ihre Bedeutung für die
wirtſchafts politiſche Annäherung der europäiſchen Staaten
ſprechen

Es ſolgt dann noch ein Referat des Engländers, Prof,
Gilbert Muxray über das Abrüſtungsproblem und ſchließ
lich Referate des Polen Dabſki und eines däniſchen Abge
ordneten über die Agrarfrage. Bei einem Bankett, das

Lloyd George den Demokraten Europas gibt, werden neben
dieſem Führer der engliſchen Liberalen, Koch-Weſer als
Führer der deutſchen Demokraten und Daladier als Präſi
dent der franzöſiſchen Radikalen das Wort ergreifen

Ausban der demokratiſchen Organiſation
Auf der Tagung des demokratiſchen Parteivorſtandes

iſt, unabhängig von allen politiſchen Erörterungen, der
verſtärkte Ausbau der demokratiſchen Partei mit allem
Nachdruck gefordert worden. Sowohl in den Referaten des
Parteivorſihenden Koch Weſer und des Senators a. D.
Stubmann als auch in der Ausſprache wurde erklärt,
daß die Reichsgeſchäſtsſtelle der Deutſchen Deinvkratiſchen

Partei unter Leitung des Hauptgeſchäftsführers Stephan
außerordentlich wertvolle Arbeit geleiſtet habe, ebenſo iſt
auch von einem großen Teil der Organiſationen im Lande
müſtergültig gearbeitet worden. Es iſt aber noch nicht ge
lungen, alle Lücken der Parteiorganiſation auszufüllen,
Insbeſondere gibt es gewiſſe Gebiete, in denen die Demo-
kratiſche Partei gar nicht oder nur ſehr ſchwach vertreten
iſt. Das liegt zum größten Teil daran, daß es infolge des
Terrors und der Böhkottbeſtrebungen der Rechtsparteien
nicht gelingen konnte, hier eine größere Anzahl von Per
ſönlichkeiten zu finden, die offen die Ziele der Partei ber
traten Nur ſo iſt es zu erklären, daß die Verſchiedenheit des
Ergebniſſes in den unteren Verwaltungsbezirken außer
ordentlich groß iſt. Landkreiſe mit Gewinnen bis zu 50
v. H. gegenüber dem Wahlergebnis von 1924 liegen un
mittelbar neben ſolchen, die einen gleichen Hundertſatz im
e Zeitraum verloren.

Die Parteiorganiſatibnen ſind gleich nach der Wahl gebete n worden eingehende Berichte über das Wahlergeb-

nis der Parteizentrale einzureichen. Dieſe Berichte, die zum
größten Teil ſchon eingegangen ſind, werden zur Zeit ge
prüft, und das Ergebnis wird auf der Organiſationstagung,
die im Frühherbſt ſtattfindet, im einzelnen erörtert werden.

Ungabhängig von dieſer Organiſationstagung haben be
yeits jetzt eine große Anzahl der demokratiſchen Wahl
organiſationen Konferenzen einberufen, in denen das Wahl
ergebnis nach den beſonderen Verhältniſſen der Wahl
kreiſe erörtert wird.

Neugeſtaltung des demokratiſchen Wirtſchaftsprogramms.
Der Parteivorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Par

tei hat einen Ausſchuß mit der Aufgabe betraut, die Neu
geſtaltung eines demokratiſchen Wirtſchaftsprogramms vor
zunehmen. Jn den Ausſchuß wurden gewählt die Reichs
kagsab geordneten Dr. Fiſcher, Lemmer, Oscar Meyer, Prof.
Bernhard, Dr. Marie Eliſabeth Lüders; dem Ausſchuß
gehören weiter an: Dr. Stolper und der Preußiſche Han
delsminiſter Dr. Schreiber und ſchließlich wird noch Prof.
Bonn Berlin gebeten werden, in den Ausſchuß einzutreten

Demokraten und Handwerk.
Auf dem 8. Handwerkertag des Kurheſſiſchwaldeckiſchen

Handwerkerbundes wurde der demokratiſche Landtagsabge
ordnete Knieſt einſtimmig wieder in den Vorſtand gewählt
Landtagsabgevrdneter Knieſt dankte für das Vertrauen, das
ihm durch ſeine Niederwahl in den Bundesvorſtand des
Handwerkerbundes entgegengebracht worden ſei. Er betonte,
daß es hauptſächlich die Pflicht des deutſchen freiheitlich
denkenden Mittelſtandes ſei, Maßnahmen der Selbſthibfe
zu ergreifen. An der großen öffentlichen Handwerkerkund
gebung nahm u. g. auch Regierungsvizepräſident Friedens
burg teil, der die Grüße der preußiſchen Staatsregierung
überbrachte.

General von Schoengich und die Demokratiſche Partei.
Generalmajor a. D. Dr. Freiherr von Schoengich hat

vor der Wahl, im Februar ds. Js. Agitationsreiſen für
den Gedanken der Kriegsdienſtverweigerung veranſtaltet

Er fordert dabei, „weil es praktiſch keine Möglichdie Dinge zu durchſchauen“, die Verweigerung jeden
dienſtes, auch für den Fall des Verteidigungskrieges. Die S
Parteileitung der Deutſchen Demokratiſchen Partei hat da
mals Herr n von Schoengich darauf aufmerkſam gemacht,
daß ſie dieſen Standpunkt nicht teilt und daß er von weiten
Kreiſen, die pazifiſtiſch eingeſtellt ſind, nicht verſtanden
wird. Daraufhin hat. Freiherr von Schoengaich auf ſeine
Mitgliedſchaft ver zichtet.

Zur Diskuſſion über den
Wahlausfall

Wir ſetzen mit dieſem Artikel die Ausſprache
fort.

Es iſt außerordentlich begrüßenswert, daß den An
regungen des Herrn Keilholz, zu dem Ausfall der letzten
Wahlen für unſere Partei, ſeinen Urſachen und Folgen ſich
ungeniert zu äußern, ſchon verſchiedentlich Folge geleiſtet
worden iſt. Denn daß das Bedürfnis nach gründlicher Be
handlung dieſer Fragen nach dieſem Wahlausgang ganz
beſonders ſtark iſt, dürfte wohl außerhalb jeder Erörterung
ſtehen. Ja, ich gehe noch weiter, und meine Erfahrungen
mit politiſchen Freunden beſtätigen meine Annahme, die
Neigung, zu reſignieren, iſt diesmal in weiten Kreiſſen
unſerer Anhänger ſo erſchrechend, daß man geradezu an der
Zukunft unſerer Partei verzweiſfeln möchte. Jch betvne
ausdrücklich: unſere Partei, nicht etwa an ihren Jdeen
und Gedanken und Zielen, denn die gerade ſind es, die
einzig und allein den Verzagten wieder aufzurichten ver
mögen und für die Partei eintreten laſſen.

Wir Huerfurter Demokraten können mit dem örtlichen
Ausfall der Wahlen immerhin zufrieden ſein, denn wir
haben einen nicht unerheblichen Gewinn an Stimmen zu
verzeichnen, und daraus leiten wir auch das Recht ab,
ganz offen und ungeſchminkt unſere Anſicht zu dem äber
maligen Rückgang unſerer Stimmenzahl zu ſagen. Nicht als
ob wir nur fruchtloſe Kritik üben wollten, nein, wir er
hennen voll und ganz an, daß diesmal die Organiſa-
tion durchaus auf der Höhe war, daß keine Ar
beit geſcheut worden iſt, um auch das letzte dort zu er
faſſen. Dieſe Tatſache beweiſt, daß die Urſache für unſeren
Rückgang durchaus nicht im Verſagen des Parteiapparates
zu ſuchen iſt, ſondern auf einem anderen Gebiete Die Er-
folge der Wirtſchaftspartei bekunden deutlich, daß man auch
ohne großen Apparat, ohne große Propaganda und ohne
erhebliche Koſten Anhänger zugewinnen kann Jn einem
der früheren Diskuſſionsartikel fragt der Verfaſſer (Prof
Grünfeld?): „Wie iſt das möglich?“ Bei der Wirtſchafts
parttei glauben wir ſolgende Gründe für den Erſolg be
bachtet zu haben: zunächſt iſt ſie als Sammelbecken aller
mit der Politik der bisherigen ſogen. bürgerlichen Parteien
Unzufriedenen aufzufaſſen. Daß man gerade mit der nativ
nalen und der ſozialen Politik unſerer Partei vielfach nicht
einverſtanden war und iſt, können wir auf dem flachen
Lande alle Tage feſtſtellen. Selbſt viele alte Parteifreunde
haben zu manchem Beſchluſſe unſerer Abgeordneten den
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Kopf geſchüttelt und immer wieder betont, daß wir uns
ſehr weit von den Grundſätzen des alten Liberalismus und
Freiſinns entſernt hätten. Uebrigens ſtellen ja unſere Geg
ner (Dr. v. Campe) mit großer Genugtuung immer wieder
feſt, daß heute zwiſchen Demokratie und Liberalismus ein
großer Unterſchied ſei. Hierbei möchten wir auch der Mei
nung Ausdruck geben, daß uns Dr. Schreiber in unſe
rem Bezirke mit ſeiner klugen und verſtändigen Wirtſchafts
politik vor Schlimmerem bewahrt hat.

Zweitens beruhen die Erfolge der Wirtſchaftspartet
auch auf der Tatſache, daß ſie ſich vorwiegend auf beſtimmte
Organiſationen und Jntereſſenverbände ſtützt. Als unbe
dingt erſtrebenswertes Ziel für unſere Partei möchten
wir das nicht herausſtellen, denn das müßte eine zu eng
begrenzte und einſeitige Jntereſſenpolitik auslöſen, aber ein
Stamm von Wählern, die leider müſſen wir dem nach
geben durch einen gewiſſen Gleichklang der wirtſchaft
lichen Jntereſſen verbunden ſind, wäre unſerer Partei zu
wünſchen und müßte durch entſprachende Politik geſchaf
fen werden. Allen alles recht zu machen, iſt nun einmal eine
Kunſt, die niemand kann. Eine ſolche Politik muß den Ein
druck der Weichheit, der Unentſchloſſenheit, der übertriebenen
Vorſicht maächen, die nichts gewinnt, ſondern die Aufrech
ten, Klaren und Zielbewußten nur vor den Kopf ſtößt.
Vielleicht wäre es für uns das Gegebene, eine mehr pro
nonzierte Mittelſtandspolitik zu treiben, denn aus Mittel
ſtandskreiſen ſetzen ſich doch meiſtens unſere Anhänger zu
ſammen.

Weſentlich beeinflüßt iſt der Erfolg der Wirtſchafts
partei auch durch die kluge Agitation vor der Wahl, aus
der wir auch manche Lehre ziehen können. Nicht die Partei
als ſolche iſt Trägerin dieſer Agitation geweſen, ſondern
nach unſerer Beobachtung der Mitteldeutſche Hand
werkerbund, alſo eine Organiſation, die durch Bieten
unmittelbarer und mittelbarer materieller Vorteile ihre
Mitglieder ſo feſt an ſich bindet, daß ſie ihr auch in poli
tiſchen Dingen willig und gern folgen. Auffällig war es
doch. geradezu, wie unermüdlich der Geſchäftsführer des
Mitteldeutſchen Handwerkerbundes vor der Wahl auch in
den kleinſten Ort reiſte und dort über Fragen, die den Ge
werbetreibenden am brennendſten erſchienen, ſprach. Er
trieb keine offene Wahlpropaganda, aber dem Jnſormierten
war das Ziel dieſer Agitation klar. Gewerbliche Buchſtellen,
Steuerberatung, Kurſe aller Art, alſo praktiſche Dinge, taten
ein übriges. Nicht zu vergeſſen ſt auch die Tatſache, daß
dem Handwerker die vermeintlichen Erfolge der Land
wirte, Beamten und Arbeiter durch ihre machtvollen Or
ganiſationen (Landbund, Beamtenbund, Gewerkſchaſten uſw.)
keine Ruhe laſſen und er das wird ihm durch Vorträge
und Preſſe nahezu täglich eingehämmert in dem Hand
werkerbund die gegebene Jnſtitution ſieht, ſeinen Anſprüchen
mehr Nachdruck zu verſchaffen. Daß er dabei eine Gefahr
herauſbeſchwört, die ſich für ihn verheeren d auswirken
kann, entgeht ihm ſcheinbar.

Ohne Zweifel hat auch das Wort „Wirtſchaftspartei“
viele derjenigen angelockt, die alle politiſchen Fragen unter
dem Geſichtswinkel der Wirtſchaft betrachtet wiſſen wollen
und daß das heute, in der Zeit der Armut und Not
unſeres Volkes, ein ganz erheblicher Teil der Wähler iſt,
dürfte klar und vielleicht auch verſtändlich ſein. Mit der
Wahl des Namens „Wirtſchaftspartei“ hat dieſe Partei
entſchieden klüger gehandelt als die demokratiſche Partei
mit ihrem Namen.

Jntereſſant war es, vor der Wahl aus dem Munde
vieler durchaus liberal geſinnter Wähler immer wieder
den Vorwurf zu hören, die demokratiſche Partei ſei zu ſehr
Beamtenpartei. Dieſe Anſicht ſtützte ſich nun nicht etwa auf
die Beamtenpolitik unſerer Partei denn darin unter
ſcheidet ſie ſich weſentlich von den übrigen ſondern man
wies immer wieder darauf hin, daß faſt alle führenden
Männer unſerer Organiſation, bis zum kleinſten Ortsverein
hinab, Beamte ſeien. Obgleich dieſer Vorwurf auf die Ge
werbetreibenden, die ſelten den Mut haben, ihre
politiſche Meinung offen zu bekennen, zuvrückfällt, hat
ſeine Verbreitung doch vermocht, unſere Reihen zu lichten
und die der Wirtſchaftspartei zu verſtärken. Daraus ergibt
ſich für uns die Lehre, in Zukunft eben mebr Leute
der Wirtſchaft in der Organiſationsarbeſtt
heranzuziehen.

Wir haben uns abſichtlich länger mit den Urſachen für
den Wahlerfolg der Wirtſchaftspartei befaßt, weil wir der
Meinung ſind, daß wir aus deren Wahlkampf ſo mancher
lei Lehre ziehen können. Welches dieſelben ſind, iſt aus dem
eben Geſagten klar erſichtlich und braucht nicht näher er
örtert zu werden. Wir ſind immer der Auffaſſung geweſen,
daß die Wirtſchaftspartei für uns der gefährlichſte Gegner
iſt und der Ausgang der Wahl hat uns recht gegeben. Und
was haben wir im Wahlkampfe getan? An Organiſation und
Agitation hat es nicht gefehlt, aber ſie bewegten ſich in
falſcher Richtung. Auf die Deutſchnationalen hat man los
geſchlagen und die Wirtſchaftspartei zu leicht genommen. Vor
allem iſt man um die links von uns ſich befindlichen Par
teien mit geradezu übertriebener Vorſicht und Rückſicht
auf etwaige Regierungskvalitionen herumgegangen. Jm
Wahlkampfe gibts keine Rückſichten vhne dabei irgendwie
die anſtändige Form des Wahlkampfes zu verletzen aber
die benachbarten Parteien brauchen uns genau ſo notwendig
wie wir ſie. Warum zieht man nicht ſcharf den Tren
nungsſtrich zwiſchen uns und der Sozialdemokratie, mit
der wir außer einigen ſtaatspolitiſchen Punkten ſo wenig
gemeinſam haben?

Ebenſo nachteilig hat ſich für uns der Mangel ausge
wirkt, daß wir bei ſo vielen Gelegenheiten zu wenig unſe
ren nationalen Standpunkt betont haben. Gewiß, wir laſſen
uns unſer Nativnalgefühl nicht ſchmälern, aber mehr her
aus damit auf die Straße, in die Verſamm-
lungen und Veranſtaltungen aller Art.

Und noch eins, wenn ich mich auch damit in
Gegenſatz zu einem großen Teil unſerer Freunde ſetze
unſere Soßzialpolitik halte ich für keirte glückliche. Man
kann heute ſprechen, mit wem man will, die Auffaſſung iſt
allgemein, daß unſere Sozialpolitik, die unſere Partel ſtark
mitbeſtimmt, einerſeits eine wirtſchaftliche Geſundung ganz
erheblich erſchwert und andererſeits eine fug chtbare Demoxg-

Freitag, den 29. Juni, abends 8 Ahr
im Neumarkt Schützenhaus 5

Mitglieder- Verſammlung

1. Nach den en Wenn
2. Die bevorſtehenden Stadtverordneten

Wahlen
Wir bitten alle Mitglieder um Betei-

h ligung an dieſer wichtigen Verſammlung,
da ſie beſtimmend für unſere Arbeit nach
den Reichs und Landtagswahlen iſt und
auch Beſchlüſſe über das Vorgehen der
Partei bei den Stadtverordnetenwahlen in
Halle zu faſſen haben wird.

Der Vorſtand.
eher eliſation in bezug auf Arbeitswilligkeit und Arbeitsfreudig-

keit auslöſt. Wir müſſen den Gegenſatz beſeitigen, der
zwiſchen unſerer Sozialpolitik und der verſtändigen, heute
einzig möglichen Wirtſchaftspolitik Dr. Schreibers be
ſteht. Sozialpolitik muß ſein, da wo ſie angebracht iſt, wo
wirkliche Not herrſcht, aber wenn ſie dahin führt, daß dem
Menſchen jedes ernſte Bemühen um Arbeit getötet, jedes
Verantwortungsgefühl genommen wird, dann muß ſie zum
Unſegen führen. Unſerer Partei hat ſie nach unſeren Er
fahrungen erheblich geſchadet.

Nach dem vben Geſagten iſt es uns klar, daß nicht
etwa ungenügende Organiſationsarbeit an unſerm aber
maligen Rückgang ſchuld iſt, nein, vielmehr die nicht immer
glückliche Politik unſerer Partei Wenn Herr Profeſſor
Gräünfeld meint, daß wir in Zukunft eine großzügige
politiſche Schulungsarbeit vor allem in bezug auf die großen
politiſchen Fragen treiben müſſen, ſo ſagen wir: gerade
durch Erörterung der ſcheinbar unbedeutenden, kleinen, wirt
ſchaftlichen Einzelfragen und praktiſchen Dinge können wir
nur neue Anhänger gewinnen. Gerade daraufhin haben wir
die wenn auch geringen Querfurter Erfolge erzielt. Lernen
wir doch von der Wirtſchaftspartei und binden wir auch
unſere Freunde durch gewiſſe materielle Vorteile. Selbſt

verſtändlich dürfen wir daneben auch die großen Ziele un
ſerer Partei nicht aus dem Auge laſſen.

Jn der Art unſerer Agitation ſcheinen wir ja ſchon
etwas gelernt zu haben, inſofern als wir bei dem letzten
Wahlkampfe mehr Männer der Praxis, der Wirtſchaft,
der unkomplizierten Redeweiſe haben werben laſſen. Das
iſt beſtimmt auch ein Fehler unſerer Partei, daß ſie zu
intellektuell iſt, daß ſie zu ſehr mit ihrem geiſtreichen
Theoretiſieren über den einfachen Menſchen hinwegredet.
Wir haben immer bevobachtet, daß ſolche Redner Und Agi
tatoren, die, wie man zu ſagen pflegt, ſo ſprechen wie ihnen
der Mund gewachſen iſt, oft die beſten Erfolge haben,
Lernen wir daraus!

Und nun noch die Preſſefrage! Da ſitzt das Hauptübel.
Was nützt uns alle Propaganda durch Verſammlungen,
Plakate, Schallplatten uſw., wenn den Leuten durch ihre
Tagespreſſe immer wieder das Gegenteil eingehämmert
wird und durch ſogen. „Fälle“ ein Abſcheu vor der ſchlim
men demokratiſchen Partei eingepflanzt wird. Wir müſſen
unbedingt als oberſtes Ziel für unſern Bezirk im Auge be
halten, wieder eine Tagespreſſe zu beſchaffen. Sparen wir
lieber das viele Geld für die nahezu nutzloſen Wahlver
ſammlungen und verwenden es für eine Zeitung, dann
iſt uns mehr gedient. Die Erfolge der Wirtſchaftspartei be
ruhen zum großen Teile auf dem Organ des Mitteldeutſchen
Handwerkerbundes.

Wir haben damit in großen Zügen und durchaus nicht
etwa lückenlos unſere Anſicht über die Gründe für den aber
maligen Rückgang unſerer Partei angegeben und glauben
zughekch gezeigt zu haben, wie eine Aenderung herbeige
führt werden kann, d. h. nach unſerer Meinung. Geſchehen

muß doch unbedingt etwas oder wir müſſen uns eben mit
der Tragik ausſöhnen, daß, je mehr demokratiſch Deutſch
land regiert wird, um ſo mehr ſich die demokratiſche Partei
veduziert. Fehler müſſen gemacht worden ſein, ſonſt würden
ſich die Wähler nicht immer mehr von uns abwenden Sie
aufzuſuchen haben wir uns bemüht und wir würden uns
freuen, wenn andere Kreiſe ſich dazu äußern würden.

Jhle, Querfurt.

Bezirk Halle
Die Ortsgruppe Halle des Republikaniſchen Studenten

bundes (R. S. B.) und die des Bundes freiheitlcher Aka
demiker hatten zu einer Tagung des Kreiſes Mitteldeutſch
land des Deutſchen Studentenverbandes zum letzten Sonn
tag nach der ſchönen Saaleſtadt Naumburg eingeladen.
Dieſer Einladung waren die republikaniſchen Studenten
gruppen der Hochſchulen Halle, Jena, Leipzig und Dresden
in großer Anzahl, ſowie viele Akademiker gefolgt. Als
Vertreter der Spitzenorganiſationen waren aus Berlin er
ſchienen: der Vorſitzende des Arbeitsausſchuſſes des Bundes
freiheitlicher Akademiker, gleichzeitig Vorſitzender der preu
ßiſchen demokratiſchen Landtagsfraktion Oberſtudiendirektor
Dr. Bohner, Magdeburg, und das Vorſtandsmitglied des
Deutſchen Studentenverbandes, cand. jur. Berlowitz, Berlin.
Beide Organiſationen haben es ſich bekanntlich unter ande-
rem zur Aufgabe geſetzt, die ſtaatsfeindliche Reaktion auf
der Hochſchule und bei den Altakademikern zu bekämpfen
und dahin zu wirken, daß auch begabten Söhnen und
Töchtern minderbemittelter Kreiſe das Hochſchulſtudium ohne
Schwierigkeit ermöglicht wird. Auf der Vormittagstagung im
Ratskeller wurden die Aufgaben und Ziele für die nächſte
Zukunft beſprochen. Außerdem gediehen die Vorbeſprechun-
gen zur Gründung von Ortsgruppen des Bundes frei
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beitlicher Akademtker ſo weit, daß auch ein Zuſann
ſchluß der freiheitlichen Akademiler in Jenga, Leipaige
Dresden in allernächſter Zeit gewährleiſtet iſt.

Nach einer kürzen Pauſe wanderte man ba ſchön
Wetter zu der nahegelegenen Schönburg, wo man im al
Ritterſaal bei Tanz und Lied in echter ſtudentiſcher
lichkeit den Nachmittag und Abend verbrachte Auch
Treffen hat in hohem Maße dazu beigetragen, die en
ſchaftlichen und kameradſchaftlichen Beziehungen zwiſ
den republikaniſchen Jung- und Altakademikern Miſe

Halle. Der Bezirksvorſtand der D. D. P. des W
kreiſes Halle Merſeburg hielt am vergangenen Sonntae
Halle eine aus den Kreisvereinen ſehr gut beſuchte
tretertagung ab, an der auch Herr Miniſter Dr. Schrei
teilnahm. Der Vorſitzende, Herr Renker, brachte zun
unter allſeitiger Zuſtimmung Worte des Dankes an die g
didaten und an alle Mitarbeiter bei der Wahl zum
druck und gab dann an Hand einer eingehend gehalte
Statiſtik einen Ueberblick über das Wahlergebnis. Die
anſchließende Ausſprache, in der beſonders Miniſter
Schreiber bemerkenswerte Ausführungen über die allgeme
politiſche Lage und über die Stellung und Zukunſtegr
der D. D. P. machte, ließ den einmütigen Willen g
Tagungsteilnehmer erkennen, ſich durch das für die P
tei ungünſtige Wahlergebnis nicht lähmen zu laſſen, d
mehr mit verſtärkter Kraft und ſofort die Weiterar!
überall aufzunehmen.

Zu den von der Tagespreſſe verbreiteten Mitteilun
über Beſtrebungen nach einem Zuſammenſchluß e li
raler Parteien faßte der Vertretertag nachſtehe
Entſchließung:

„Der Bezirksvorſtand der D. D. P. im Wahlkr
Halle Merſeburg ſteht dem zur Zeit in einem Teile
Tagespreſſe verbreiteten Gedanken einer Zuſammenfaſſ
des Liberalismus ablehnend gegenüber. Der Beſit
vorſtand hält es vielmehr gerade jetzt für erforderſ
dem demokratiſchen Gedanken in verſtärkter politiſcher
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Dieſe Auffaſſung des Bezirksvorſtandes deckt ſich ül
gens dem Sinne nach vollſtändig mit der im Paar n die
ſtand in Berlin herrſchenden Anſicht, die in Form el
Entſchließung folgendermaßen lautet:

„Trotz unermüdlicher Arbeit unſerer Freunde und
bewährten Führung durch unſeren Vorſitzenden Ko
Weſer hat das Ergebnis der Reichstagswahl uns e
Enttäuſchung gebracht. Dieſes Ergebnis lähmt uns ni
Wir empfinden nun erſt recht die Notwendigkeit und V
pflichtung, mit vermehrter Kraft an der Durchſetzung
ſerer Gedanken und am Ausbau unſerer Organiſation
arbeiten.“

Zur Erläuterung dieſer Entſchließung ſchreibt
Reichsgeſchäftsſtelle: Die Entſchließung und ihre einſtimm
Annahme bedeutet zugleich die Bementierung al
der Gerüchte, die von einer bevorſtehenden Fuſtoniert
der Partei mit der Deutſchen Volkspartei ſprechen
ſind überhaupt nur zu erklären aus der Nervoſität
unmittelbar nach der Wahl in manchen politiſchen Krei
ausbrach. Daß die Provinzpreſſe ſie in erſtaunlichem M
kolportierte, iſt ſchon auffallender. Denn ſie hätte ſich d
über klar ſein müſſen, wie undenkbar um nur eins, al
das durchſchlagendſte aller entgegenſtehenden Momente
betonen die Verſchmelzung zweier Parteien iſt, die
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Reich und in Preußen jetzt jahrelang im Kampf geg draktion
einander geſtanden ſind, einem Kampf, der ſich aus ih ahme zu
Zugehbrigkeit zu verſchiedenartigen Regierungskoalition n in de
ergab. Die Fuſionsgerüchte waren lediglich ein Beweis nge we
den Mangel an Verſtändnis für die Geſetze, ünter den heit noe
Parteiorgantſationen allein arbeiten können. Wir bitte daß m

den lächerlichen, aber auch gefährlichen F ſiel erreic

ſüonsgerüchtenmit allem Nachdruckentgege
zutreten. Eine Partei kann nicht vorwärtskommen, we
man überall darüber diskutiert, ob ſie aufrecht erhalt

werden ſoll. Wir haben im Augenblick nur die eine Pflic Urh die
organiſatoriſſch die Lehren aus dem Wah d in an
ausfall zu ziehen. Jn den Parlamenten ſind unſe haben
Abgeordneten, wie die vielfach und guten Anträge beweiſ Nacht r
mit Eifer an die Arbeit gegangen Die Parteiorganiſation iſt um
müſſen dasſelbe tun. in ſicher

Auch in unſerem Wahlkreiſe muß bei allen kommend ſroßer E
Zuſammenkünften die Beratung über Geſtalt un her nach

Aufnahme der Organtſationsarbeit d Viniſte
Hauptpunkt bilden. Es iſt ein Fehler, wenn gerainiſtert
hierauf zu wenig Gewicht gelegt wird. Was hinter U vieder e
liegt, muß gegenüber der Zukunft nur verſchwindendes J wsgeſpre
tereſſe haben. Alſo an die Arbeit! bung ge

in de
Weißenfels. Das Sommer und Kinderfeſt der Dei h gege

ſchen Demokratiſchen Partei am Sonntag, dem 17. Jude Er de
im Bahnhofsreſtaurant Leißling hatte ſich trotz der viel de Viz
anderen großen Veranſtaltungen eines ſehr guten Beſuch Müunſelig
zu erfreuen. Es war in erſter Linie ein Kinderfeſt. Na reifſig
einigen Muſikſtücken begrüßte der Vorſitzende Lehrer Er m heft
Schneider, die zahlreiche Feſtverſammlung von Sta h Jah
und Land mit herzlichen Worten. Hierauf begann die Bhium h
ſchäftigung der Jugend. Nachdem die Geſchenke und die al ellve,
deren Ueberraſchungen an die Kinder verteilt und die Schie Tage
und Kegelpreiſe für Herren und Damen ausgegeben, wie V. St

haſt ſt

Wir vitten, bei allen Berichten und Artikeln, die un e Il
zur Veröfſentlichung im „P. W.“ zugehen, das Papier a
agufeiner Seite zu beſchreiben. Die

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle
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